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Bericht 

1 Ausgangslage 
Am 21. März 2025 hat das Parlament eine Änderung des Bundesgesetzes über die 
Krankenversicherung (KVG) 1 verabschiedet: Massnahmen zur Kostendämpfung – Pa-
ket 22. Artikel 61 Absatz 1 der Krankenversicherungsaufsichtsverordnung (KVAV)3 wird 
angepasst, damit er mit Artikel 56a nKVG vereinbar ist. Am gleichen Tag hat das Par-
lament auch eine Änderung des Krankenversicherungsaufsichtsgesetzes (KVAG)4 ver-
abschiedet: Teilnahme der Kantone am Prämiengenehmigungsverfahren, Ausgleich 
von zu hohen Prämieneinnahmen5. Deren Umsetzung erfolgt ebenfalls in diesem Ent-
wurf zur Änderung der KVAV. 

Am 5. November 2025 eröffnete der Bundesrat die Vernehmlassung zur Änderung der 
KVAV. Die Vorsteherin des Eidgenössischen Departements des Innern (EDI) lud die 
Kantone, die in der Bundesversammlung vertretenen politischen Parteien, die gesamt-
schweizerischen Dachverbände der Gemeinden, Städte und Berggebiete, die gesamt-
schweizerischen Dachverbände der Wirtschaft sowie interessierte Kreise ein, zum Er-
lassentwurf Stellung zu nehmen. Insgesamt wurden 69 Adressaten angeschrieben. Die 
Vernehmlassungsfrist dauerte bis zum 19. Februar 2026. 

2 Eingegangene Stellungnahmen 
Insgesamt gingen 34 Stellungnahmen ein. 

 Kategorie Eingeladene Stellungnah-
men auf Ein-
ladung 

Spontane 
Stellungnah-
men 

Total 

1 Kantone 26 26 - 26 

2 Politische Parteien 10 2 - 2 

3 Gesamtschweizerische Dachverbände 
der Gemeinden, Städte und Berggebiete 

3 - - - 

4 Gesamtschweizerische Dachverbände 
der Wirtschaft 

8 1 - 1 

5 Kantonale Konferenzen 4 1 - 1 

6 Konsumentenverbände 4 - - - 

7 Versicherer 5 1 - 1 

 
1  SR 832.10 
2  BBl 2025 1108 
3  SR 832.121 
4  SR 832.12 
5  BBl 2025 1107 
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8 Versicherte / Patientinnen und Patienten 6 - 1 1 

9 Leistungserbringer - - 1 1 

10 Diverse 3 - 1 1 

 Total 69 31 3 34 

 

Die genaue Liste der Vernehmlassungsteilnehmenden – mit den in diesem Bericht ver-
wendeten Abkürzungen zu ihrer Bezeichnung – befindet sich im Anhang. 

3 Allgemeiner Überblick 
Alle Teilnehmenden unterstützen die Vorlage, die meisten mit Anmerkungen. 

Die Vorlage besteht aus drei Teilen: 

- Umsetzung der Gesetzesänderung betreffend den Ausgleich von zu hohen Prämien-
einnahmen; 

- gezielte Information der Versicherten; 

- Anpassung der Frist zur Einreichung bestimmter Gesuche um Änderung des Ge-
schäftsplans und Vereinheitlichung der Verweise auf die Swiss GAAP FER. 

3.1 Ausgleich von zu hohen Prämieneinnahmen 

3.1.1 Teilnehmende, welche die Vorlage vorbehaltlos befürworten 
Kantone (3): NW, SO, SZ 

Politische Parteien (1): FDP 

3.1.2 Teilnehmende, welche die Vorlage mit Anmerkungen befürworten 
Kantone (23) : AG, AI, AR, BE, BL, BS, FR, GE, GL, GR, JU, LU, NE, OW, SG, SH, 
TG, TI, UR, VD, VS, ZG, ZH 

Politische Parteien (1): SVP 

Kantonale Konferenzen (1): GDK 

Versicherer (1): prio.swiss 

Diverse (1): VASOS 
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3.2 Gezielte Information der Versicherten 

3.2.1 Teilnehmende, welche die Vorlage vorbehaltlos befürworten 
Kantone (6): BE, JU, NW, SH, SZ, ZG 

Politische Parteien (2): FDP, SVP 

Versicherer (1): prio.swiss 

Diverse (1): VASOS 

3.2.2 Teilnehmende, welche die Vorlage mit Anmerkungen befürworten 
Kantone (20): AG, AI, AR, BL, BS, FR, GE, GL, GR, LU, NE, OW, SG, SO, TG, TI, UR, 
VD, VS, ZH 

Kantonale Konferenzen (1): GDK 

Versicherte / Patientinnen und Patienten (1): pro-salute 

Leistungserbringer (1): pharmaSuisse 

3.3 Anpassung der Frist zur Einreichung bestimmter Gesuche um Änderung 
des Geschäftsplans und Vereinheitlichung der Verweise auf die Swiss 
GAAP FER 

Teilnehmende, welche die Vorlage mit Anmerkungen befürworten 

Politische Parteien (1): SVP 

Versicherer (1): prio.swiss 

3.4 Teilnehmende, die ausdrücklich auf eine Stellungnahme verzichtet haben 
Dachverbände der Wirtschaft (1): SAV 
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4 Wichtigste vorgebrachte Argumente6 

4.1 Ausgleich von zu hohen Prämieneinnahmen 

4.1.1 Datenaustausch nach Artikel 106c Absatz 1bis KVV 
Der Wortlaut von Artikel 106c Absatz 1bis der Verordnung über die Krankenversiche-
rung (KVV)7 präzisiert nicht, ob der Versicherer dem Kanton die Daten systematisch 
kommunizieren muss. Laut GDK, AG, AI, AR, BL, FR, GL, GR, JU, LU, NE, OW, SG, 
SO, TG, VS und ZH wäre es einfacher, wenn der Versicherer diese Daten nur dann 
weitergibt, wenn er einen Ausgleich von zu hohen Prämieneinnahmen vornimmt. Diese 
Teilnehmenden beantragen folglich, dass diese Bestimmung der Verordnung offen 
lässt, ob die Mitteilung immer oder nur im Falle von Rückerstattungen erfolgen muss. 
ZH beantragt zudem, Artikel 106c Absatz 1bis KVV wie folgt zu ergänzen: Setzen sich 
die öffentlichen Mittel zur vollständigen Deckung der Prämien sowohl aus der ordentli-
chen Prämienverbilligung als auch aus durch kommunale Sozialdienste ausbezahlte 
Restprämienübernahmen zusammen, hat der Versicherer dies bei der Berechnung des 
Anspruchs des Kantons zu berücksichtigen. Betroffene Kantone melden zu diesem 
Zweck dem Versicherer eine Liste der Sozialhilfebeziehenden mit vollständiger De-
ckung der Prämie per 1. Januar des betreffenden Jahres. 

BS, GE und UR beantragen, dass die Mitteilung nach Artikel 106c Absatz 1bis KVV nur 
erfolgen muss, wenn der Versicherer einen Ausgleich von zu hohen Prämieneinnah-
men vornimmt. TI beantragt, dass die Angaben zu den Versicherten, deren Prämie 
vollständig durch die Prämienverbilligung gedeckt ist, dem Kanton nur zusammen mit 
dem allfälligen Rückvergütungsbetrag nach dem neuen Artikel 31a KVAV kommuniziert 
werden. 

4.1.2 Mitteilung an den Kanton zum gesamten Betrag, auf den er zum Aus-
gleich von zu hohen Prämieneinnahmen Anspruch hat 

Laut GDK, AG, AI, AR, BL, FR, GE, GL, GR, LU, NE, OW, SG, TG, TI, UR, VS, ZG und 
ZH müssen die Mitteilung des Versicherers an den Kanton zum gesamten Betrag, auf 
den dieser zum Ausgleich von zu hohen Prämieneinnahmen Anspruch hat, und der 
entsprechende Geldfluss ausserhalb des Datenaustausches zur Prämienverbilligung 
erfolgen. 

 
6  Die Autorinnen und Autoren der Stellungnahmen sind in der Reihenfolge aufgeführt, in der die Vernehmlassungsadressaten angeschrieben 

wurden: Kantone, in der Bundesversammlung vertretene politische Parteien, gesamtschweizerische Dachverbände der Gemeinden, Städte und 
Berggebiete, gesamtschweizerische Dachverbände der Wirtschaft, kantonale Konferenzen, Konsumentenverbände und Arbeitgeberverbände, 
Versicherer, Patientinnen und Patienten, Diverse. 

7  SR 832.102 
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4.1.3 Inkrafttreten von Artikel 106c Absätze 1, 1bis und 3 KVV 
prio.swiss beantragt, für das Inkrafttreten von Artikel 106c Absätze 1, 1bis und 3 KVV 
eine zweijährige Umsetzungsfrist vorzusehen, damit Versicherer und Kantone das 
Konzept für den Datenaustausch anpassen und ihre entsprechenden IT-Systeme im-
plementieren können. Es brauche auch Zeit zur Änderung der Verordnung des EDI 
über den Datenaustausch betreffend die Nichtbezahlung von Prämien und Kostenbe-
teiligungen sowie betreffend die Prämienverbilligung8. 

4.1.4 Sonstige Anträge zum Ausgleich von zu hohen Prämieneinnahmen 
AG hätte es vorgezogen, dass die Kantone den Ausgleich von zu hohen Prämienein-
nahmen bis zur Höhe der gewährten Prämienverbilligungen erhalten und nicht nur an-
stelle der Versicherten, deren Prämie vollständig durch staatliche Mittel gedeckt ist. 
Nach Ansicht von BE muss die Behörde bei Genehmigung des Ausgleichs von zu ho-
hen Prämieneinnahmen ihren Entscheid im Sinne von Artikel 32 Absatz 2 KVAV ihrer 
Mitteilung beilegen. Der Kanton beantragt, dass das BAG seinen Entscheid der für die 
Prämiengenehmigung und der für den Datenaustausch zuständigen kantonalen Stelle 
mitteilen muss. SH, VD und VASOS bemängeln, dass das Instrument des Ausgleichs 
von zu hohen Prämieneinnahmen für die Versicherer freiwillig ist, was seine Reichweite 
einschränkt und das Risiko einer unzureichenden Nutzung bestehen lässt. VD bedau-
ert auch, dass ein Mechanismus für die direkte Rückerstattung bzw. den direkten Aus-
gleich zwischen Versicherer und Kanton fehlt. Der Kanton beantragt, die den Kantonen 
zustehenden Rückvergütungen von der Revisionsstelle des Versicherers in einem Prü-
fungsbericht gemäss dem Schweizer Prüfungsstandard (PS) 950 zuhanden der kanto-
nalen Behörde bestätigen zu lassen. 

Aus Sicht von prio.swiss ist zu präzisieren, dass eine Prämienverbilligungs-Deckung 
nur vollständig ist, wenn die Prämien während aller Monate eines Kalenderjahres zu 
100 Prozent verbilligt wurden. 

4.2 Gezielte Information der Versicherten (Art. 61 Abs. 1 KVAV) 
Die GDK, AG, AI, AR, BS, FR, GE, GL, GR, LU, NE, OW, SG, TI, TG, UR, VS, ZH 
beantragen, dass am Grundsatz der Gleichbehandlung auch in Bezug auf die Mittei-
lungen festgehalten wird. Die gezielten Informationen der Versicherten sollen in Art. 61 
Abs. 1 KVAV als Ausnahme von diesem Grundsatz aufgenommen werden:  

«Der Versicherer hat alle Versicherten gleich zu behandeln, ohne Unterscheidung des 
Gesundheitszustandes oder eines Indikators dafür, insbesondere in Bezug auf die Auf-
nahme in die Versicherung, die Wahl der Versicherungsform, die Mitteilungen an die 
Versicherten mit Ausnahme der gezielten Informationen gemäss Art. 56a KVG, sowie 
die Frist, innerhalb deren die Leistungen vergütet werden.» 

 
8  SR 832.102.2 
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BL ist der Meinung, dass auf eine Änderung von Art. 61 Abs. 1 KVAV ganz verzichtet 
werden könnte, da der Grundsatz der Gegenseitigkeit und Gleichbehandlung bereits in 
Art. 5 KVAG festgeschrieben werde 

VD führt aus, dass die tatsächliche Wirksamkeit gezielter Informationen ungewiss 
bleibe, insbesondere weil es schwierig sein werde, ihre Wirkung zu messen. Tatsäch-
lich sei das Verhalten der Versicherten schwer vorhersehbar, viele könnten solche Mit-
teilungen ablehnen. Das Projekt sehe keinen Indikator zur Nachverfolgung vor, der eine 
klare Bewertung der tatsächlichen Auswirkungen dieser Maßnahmen auf die Kosten 
oder die Versicherungswahl ermöglichen würde. 

SO begrüsst die geplante Möglichkeit, dass Krankenversicherer die Versicherten ge-
zielt über kostengünstigere Leistungen, geeignete besondere Versicherungsformen 
oder präventive Angebote informieren dürfen. Dies könne ein Bewusstsein für Wahl-
möglichkeiten schaffen und ökonomisch sinnvolle Versicherungsentscheidungen för-
dern, sofern die Informationen sachlich, nachvollziehbar und nicht irreführend sind. In 
Bezug auf die Wahrung des Gleichbehandlungsprinzips geht ihm die Vorlage aber zu 
weit. Die Ermächtigung zu gezielten Informationen solle klar definiert und begrenzt 
sein, um zu verhindern, dass Versicherer in Konkurrenzsituationen einzelne Bevölke-
rungsgruppen inhaltlich unterschiedlich oder unvollständig informieren. Es sei wichtig, 
dass alle Versicherten Zugang zu vollständigen und verständlichen Informationen er-
halten. Ausserdem dürfe die individuelle Information der Versicherten nicht zu einer 
generellen Ausweitung der Datenverarbeitung und somit über das für die Versiche-
rungsdurchführung Notwendige hinausgehen. Versicherte sollen jederzeit der geziel-
ten Informationsweitergabe widersprechen können. Sie unterstützen den Formulie-
rungsvorschlag der GDK. 

pro-salute ist der Ansicht, dass es Aufgabe des medizinisch-pflegerischen Personals 
und nicht der Krankenversicherung sei, den Menschen individuelle Empfehlungen ab-
zugeben, auch zur Prävention. Viele Versicherte hätten aber keinen regelmässigen 
Austausch mit einer Ärztin, einem Arzt, solange sie nicht in Behandlung sind. Auch 
könne die erhoffte Einsparung eventuell eintreten, wenn die gezielten Informationen 
der Krankenversicherungen zum Beispiel Vorsorgemassnahmen oder den empfohle-
nen Wechsel des Versicherungsmodells (zu HMO, Telemedizin etc.) betreffe. Die Spar-
wirkung trete jedoch nicht ein, wenn der Versicherer sein künftiges Recht auf gezielte 
Information dazu nutze, einer versicherten Person eine seiner Zusatzversicherungen 
nach dem Versicherungsvertragsgesetz (VVG9) zu empfehlen. Im Gegenteil sei die 
Wirkung eines solchen Schritts oft kostentreibend (auch wenn es für den Versicherer 
selbst lukrativ wäre). Mit der KVG-Gesetzesrevision zum Kostendämpfungspaket 2 
wurde Art. 56a «Gezielte Informationen der Versicherten» neu aufgenommen. Absatz 
1 regelt den möglichen Inhalt einer gezielten Information an eine OKP-versicherte Per-
son, darunter «die Wahl von geeigneten besonderen Versicherungsformen». Das dürfe 
sich nur auf alternative Versicherungsmodelle nach KVG beziehen und nicht auf Zu-
satzversicherungen. Aus diesem Grund empfiehlt pro-salute einen zusätzlichen Absatz 
1bis, der ausdrücklich untersagt, dass der Versicherer eine Empfehlung für den Ab-
schluss einer Versicherung nach VVG abgibt. 

 
9  SR 221.229.1 
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pharmaSuisse unterstützt die Massnahmen zur verbesserten Information der Versi-
cherten und zur Optimierung der Aufsichtsprozesse. Gleichzeitig betonen sie die zent-
rale Bedeutung der freien Wahl des Leistungserbringers sowie die Notwendigkeit, auf 
die Bevorzugung oder Benachteiligung einzelner Leistungserbringer konsequent zu 
verzichten. Diese Grundsätze sollten bei der Ausgestaltung und Umsetzung der Ände-
rungen der KVAV klar berücksichtigt und rechtlich abgesichert werden. 

4.3 Vereinheitlichung der Verweise auf die Swiss GAAP FER  
Die SVP verlangt, dass die Swiss GAAP FER nicht nur eingesehen, sondern auch kos-
tenlos bezogen werden können. prio.swiss empfiehlt, auf die Nennung einer konkreten 
Adresse zu verzichten und auf die Website des Verlags SKV zu verweisen, damit we-
niger Gefahr besteht, bei einem Adresswechsel die Verordnung ändern zu müssen. 

4.4 Sonstige Anträge und Anmerkungen 
- BL regt an, den Gesetzestext dahingehend verständlicher zu formulieren, dass zum 

Beispiel klarer zwischen den Verantwortlichkeiten der Versicherer und denen der 
Aufsichtsorgane unterschieden werden kann. 

- VD beantragt, die den Kantonen zustehenden Rückvergütungen von der Revisions-
stelle des Versicherers in einem Prüfungsbericht gemäss dem Schweizer Prüfungs-
standard (PS) 950 zuhanden der kantonalen Behörde bestätigen zu lassen. 

- Aus Sicht der SVP muss mit einer nächsten KVAG-Revision die aktuelle Regelung 
korrigiert werden, wonach Versicherte, deren Prämien teilweise durch staatliche Mit-
tel finanziert werden, den Ausgleich von zu hohen Prämieneinnahmen erhalten. 

- Nach Ansicht der SVP erfordert das vorgesehene Verfahren zur Aufschiebung der 
Übernahme von Leistungen (Art. 64a Abs. 7 KVG) einen grossen administrativen 
und finanziellen Aufwand. Es dränge sich eine vereinfachte Lösung mit weniger ad-
ministrativem Aufwand und weniger Fehlanreizen für die Versicherten mit geringer 
Zahlungsmoral auf. Es bedürfe einer Regelung, wonach von Rechts wegen ab Nicht-
bezahlung aller ausstehenden Forderungen nach Mahnung und Zahlungsaufforde-
rung von der Krankenkasse nur noch Notfallbehandlungen übernommen werden 
dürfen. 

- Nach Auffassung der SVP müssen säumige Prämienzahlende bei wiederholten aus-
stehenden Zahlungen bzw. wiederholtem Zahlungsverzug, welche die Eröffnung ei-
nes Betreibungsverfahrens nach sich ziehen, automatisch in das günstigste Versi-
cherungsmodell der jeweiligen Krankenkasse umgeteilt werden. 

- Laut SVP sollten bei wiederholtem Nichtbezahlen von Prämien Sanktionen einge-
führt werden, wie die Erhöhung der Franchise und das Verbot, einer Zusatzversi-
cherung unterstellt zu sein. Es dürften entsprechend keine neuen Verträge mit Zu-
satzversicherungen abgeschlossen werden und laufende Verträge seien von den 
Anbietern zwingend auf den nächstmöglichen Kündigungstermin zu beenden. 

- Aus Sicht von VASOS ist nur die Schaffung einer schweizerischen öffentlichen Kran-
kenkasse imstande, die zahlreichen Probleme zu lösen, die sich der Gesundheits-
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politik stellen. Eine öffentliche, vom Staat geschaffene Krankenkasse könne viel ge-
zielter präventive Massnahmen fördern. Die ungerechte und familienfeindliche Kopf-
prämie könne durch ein Prämiensystem gestaffelt nach Einkommen ersetzt werden. 
Die Spitalplanung könne so viel effizienter gemeistert werden, und die Verwaltungs-
kosten würden erheblich sinken. 

- Laut VASOS wäre es sinnvoll, dass sich die Kantone auch bei der Ausarbeitung von 
Präventivmassnahmen beteiligen. So solle beispielsweise die Übermedikation, be-
sonders festgestellt in zahlreichen Altersheimen, auch von den Kantonen überdacht 
werden. 
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Anhang: Verzeichnis der Vernehmlassungsteilnehmenden 
Kantone / Cantons / Cantoni 

 

Abk. 
Abrév. 

Abbrev. 

 

AG Staatskanzlei des Kantons Aargau 
Chancellerie d’État du canton d’Argovie 
Cancelleria dello Stato del Cantone di Argovia 

AI Ratskanzlei des Kantons Appenzell Innerrhoden 
Chancellerie d’État du canton d’Appenzell Rhodes-Intérieures 
Cancelleria dello Stato del Cantone di Appenzello Interno 

AR Kantonskanzlei des Kantons Appenzell Ausserrhoden 
Chancellerie d’État du canton d’Appenzell Rhodes-Extérieures 
Cancelleria dello Stato del Cantone di Appenzello Esterno 

BE Staatskanzlei des Kantons Bern 
Chancellerie d’État du canton de Berne 
Cancelleria dello Stato del Cantone di Berna 

BL Landeskanzlei des Kantons Basel-Landschaft 
Chancellerie d’État du canton de Bâle-Campagne 
Cancelleria dello Stato del Cantone di Basilea Campagna 

BS Staatskanzlei des Kantons Basel-Stadt 
Chancellerie d’État du canton de Bâle-Ville 
Cancelleria dello Stato del Cantone di Basilea Città 

FR Staatskanzlei des Kantons Freiburg 
Chancellerie d’État du canton de Fribourg 
Cancelleria dello Stato del Cantone di Friburgo 

GE Staatskanzlei des Kantons Genf  
Chancellerie d’État du canton de Genève 
Cancelleria dello Stato del Cantone di Ginevra 

GL Regierungskanzlei des Kantons Glarus 
Chancellerie d’État du canton de Glaris 
Cancelleria dello Stato del Cantone di Glarona 

GR Standeskanzlei des Kantons Graubünden 
Chancellerie d’État du canton des Grisons 
Cancelleria dello Stato del Cantone dei Grigioni 

JU Staatskanzlei des Kantons Jura 
Chancellerie d’État du canton du Jura 
Cancelleria dello Stato del Cantone del Giura 

LU Staatskanzlei des Kantons Luzern 
Chancellerie d’État du canton de Lucerne 
Cancelleria dello Stato del Cantone di Lucerna 

NE Staatskanzlei des Kantons Neuenburg 
Chancellerie d’État du canton de Neuchâtel 
Cancelleria dello Stato del Cantone di Neuchâtel 
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NW Staatskanzlei des Kantons Nidwalden 
Chancellerie d’État du canton de Nidwald 
Cancelleria dello Stato del Cantone di Nidvaldo 

OW Staatskanzlei des Kantons Obwalden 
Chancellerie d’État du canton d’Obwald 
Cancelleria dello Stato del Cantone di Obvaldo 

SG Staatskanzlei des Kantons St. Gallen 
Chancellerie d’État du canton de Saint-Gall 
Cancelleria dello Stato del Cantone di San Gallo 

SH Staatskanzlei des Kantons Schaffhausen 
Chancellerie d’État du canton de Schaffhouse 
Cancelleria dello Stato del Cantone di Sciaffusa 

SO Staatskanzlei des Kantons Solothurn 
Chancellerie d’État du canton de Soleure 
Cancelleria dello Stato del Cantone di Soletta 

SZ Staatskanzlei des Kantons Schwyz 
Chancellerie d’État du canton de Schwytz 
Cancelleria dello Stato del Cantone di Svitto 

TG Staatskanzlei des Kantons Thurgau 
Chancellerie d’État du canton de Thurgovie 
Cancelleria dello Stato del Cantone di Turgovia 

TI Staatskanzlei des Kantons Tessin 
Chancellerie d’État du canton du Tessin 
Cancelleria dello Stato del Cantone Ticino 

UR Standeskanzlei des Kantons Uri 
Chancellerie d’État du canton d’Uri 
Cancelleria dello Stato del Cantone di Uri 

VD Staatskanzlei des Kantons Waadt 
Chancellerie d’État du canton de Vaud 
Cancelleria dello Stato del Cantone di Vaud 

VS Staatskanzlei des Kantons Wallis 
Chancellerie d’État du canton du Valais 
Cancelleria dello Stato del Cantone del Vallese 

ZG Staatskanzlei des Kantons Zug 
Chancellerie d’État du canton de Zoug 
Cancelleria dello Stato del Cantone di Zugo 

ZH Staatskanzlei des Kantons Zürich 
Chancellerie d’État du canton de Zurich 
Cancelleria dello Stato del Cantone di Zurigo 
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In der Bundesversammlung vertretene politische Parteien / partis politiques re-
présentés à l'Assemblée fédérale / partiti rappresentati nell'Assemblea federale 
 

Abk. 
Abrév. 
Abbrev. 

 

FDP 
PLR 
PLR 

FDP Die Liberalen 
PLR. Les Libéraux-Radicaux 
PLR. I Liberali Radicali 

SVP 
UDC 
UDC 

Schweizerische Volkspartei 
Union démocratique du Centre 
Unione democratica di Centro  

 
 
Gesamtschweizerische Dachverbände der Wirtschaft / associations faîtières de 
l'économie qui œuvrent au niveau national/ associazioni mantello nazionali 
dell'economia 
 

Abk. 
Abrév. 
Abbrev. 

 

SAV 
UPS 
USI 

Schweizerischer Arbeitgeberverband 
Union patronale suisse 
Unione svizzera degli imprenditori 

 
 
Kantonale Konferenzen / Conférences cantonales / Conferenze cantonali 
 

Abk. 
Abrév. 
Abbrev. 

 

GDK 
 
CDS 
CDS 

Schweizerische Konferenz der kantonalen Gesundheitsdirektorinnen und –
direktoren 
Conférence suisse des directrices et directeurs cantonaux de la santé 
Conferenza svizzera delle direttrici e dei direttori cantonali della sanità 

 
 
Versicherer / Assureurs / Assicuratori 
 

Abk. 
Abrév. 
Abbrev. 

 

prio.swiss 
prio.swiss 
prio.swiss 

Der Verband Schweizer Krankenversicherer 
L’Association des assureurs-maladie suisses 
L’Associazione degli assicuratori-malattia svizzeri 
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PatientInnen, BenutzerInnen / Patients, usager / Pazienti, utenti 
 

Abk. 
Abrév. 
Abbrev. 

 

pro-salute pro-salute.ch 
 

 
 
Leistungserbringer / Fournisseurs de prestations / Fornitori di prestazioni 
 

Abk. 
Abrév. 
Abbrev. 

 

pharmaSuisse 
pharmaSuisse 
pharmaSuisse 

Schweizerischer Apothekerverband 
Société Suisse des Pharmaciens 
Società Svizzera dei Farmacisti 

 
 
Andere / Autres / Altri 
 

Abk. 
Abrév. 
Abbrev. 

 

VASOS 
 
FARES 

Vereinigung aktiver Senioren:innen- und Selbsthilfeorganisationen der 
Schweiz 
Fédération des Associations des retraité-e-s et de l’entraide en Suisse 
Federazione associazioni dei pensionate:ti e d’autoaiuto in Svizzera 
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